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Empfehlung fir
EMPFEHLUNG DESRATES

zum nationalen Refor mprogramm Italiens 2011

und Stellungnahme des Rates

zum aktualisierten Stabilitatsprogramm ltaliensfir 2011-2014

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestitzt auf den Vertrag Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union, insbesondere auf
Artikel 121 Absatz 2 und Artikel 148 Absatz 4,

gestutzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 7. Juli 1997 Uber den Ausbau
der haushaltspolitischen Uberwachung und der Uberwachung und Koordinierung der
Wirtschaftspolitiken®, insbesondere auf Artikel 5 Absatz 3,

auf Empfehlung der Europaischen Kommission?,

unter Beriicksichtigung der Schlussfolgerungen des Européischen Rates,
nach Stellungnahme des Beschéftigungsausschusses,

nach Anhorung des Wirtschafts- und Finanzausschusses,

in Erwagung nachstehender Grinde:

() Am 26.Méaz 2010 nahm der Europédische Rat den Vorschlag der Européischen
Kommission fur eine neue Wachstums- und Beschéftigungsstrategie (,, Europa 2020“)
an; diese Strategie stiitzt sich auf eine engere Koordinierung der Wirtschaftspolitik in
den Schlisselbereichen, in denen Malinahmen ergriffen werden mussen, um Europas
Potenzial fur nachhaltiges Wachstum und Wettbewerbsfahigkeit zu erhohen.

(20 Am 13.Juli 2010 nahm der Rat eine Empfehlung zu den Grundziigen der
Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten und der Union (2010 bis 2014) und am
21. Oktober 2010 einen Beschluss dber Letlinien fur beschaftigungspolitische
MaRnahmen der Mitgliedstaaten® an, die zusammen die ,integrierten Leitlinien’
bilden. Die Mitgliedstaaten wurden aufgefordert, bei der Ausgestaltung ihrer
nationalen Wirtschaftss und Beschaftigungspolitik den integrierten Leitlinien
Rechnung zu tragen.

1 ABI. L 209 vom 2.8.1997, S. 1.
2 ABI.C,S..
3 Fir 2011 aufrechterhalten durch den Beschluss 2011/308/EU vom 19. Mai 2011.
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Am 12. Januar 2011 nahm die Kommission den ersten Jahreswachstumsbericht an, mit
dem ein neuer Zyklus wirtschaftspolitischer Steuerung in der EU und gleichzeitig das
erste Européische Semester einer in der Strategie Europa 2020 verankerten integrierten
Ex-ante-Politikkoordinierung eingel eitet wurden.

Am 25 Mé&z 2011 bhilligte der Europasche Rat (im Einklang mit den
Schlussfolgerungen des Rates vom 15. Februar und 7. Marz 2011 und im Anschluss an
den  Jahreswachstumsbericht der  Kommission) die  Prioritdéten  fur
Haushaltskonsolidierung und Strukturreform. Er betonte die Notwendigkeit, der
Wiederherstellung solider Staatshaushalte und der langfristigen Tragfahigkeit der
offentlichen Finanzen, dem Abbau der Arbeitdosigkeit durch Reformen des
Arbeitsmarkts sowie neuen Anstrengungen zur Steigerung des Wachstums Prioritét
einzurdumen. Er ersuchte die Mitgliedstaaten, diese Prioritdten in konkrete
Mal3nahmen umzusetzen und sie in ihre Stabilitéts- bzw. Konvergenzprogramme und
nationalen Reformprogramme aufzunehmen.

Am 25.Méaz 2011 ersuchte der Europdische Rat die am Euro-Plus-Pakt
teilnehmenden Mitgliedstaaten auf3erdem, ihre Verpflichtungen so zeitig vorzulegen,
dass sie in ihre Stabilitdtsss bzw. Konvergenzprogramme und nationalen
Reformprogramme aufgenommen werden kénnen.

Am 6. Ma 2011 hat Italien seine Stabilitétsprogrammaktualiserung 2011 fir den
Zeitraum 2011-2014 sowie sein nationales Reformprogramm 2011 vorgelegt. Damit
die Querverbindungen beriicksichtigt werden konnen, wurden die beiden Programme
gleichzeitig bewertet.

Schon lange vor der derzeitigen weltweiten Wirtschafts- und Finanzkrise sah sich die
italienische Wirtschaft Strukturschwéachen gegentiber. Zwischen 2001 und 2007 lag
das reale BIP-Wachstum durchschnittlich bel rund 1 %, d.h. es erreichte nur die Halfte
des Durchschnitts des Euro-Wahrungsgebiets, was in erster Linie auf das schleppende
Produktivitatswachstum zurtickzufthren war. Da diese Entwicklungen das ganze Land
betrafen, verminderten sich die grof3en wirtschaftlichen Unterschiede zwischen den
Regionen nicht. Obschon die Wirtschaft nicht durch grof3e interne Ungleichgewichte
des Privatsektors gepragt war, wurde sie von der weltweiten Krise ernsthaft in
Mitleidenschaft gezogen. Ein Einbruch bei den Exporten und anschliefiend den
Investitionen flhrte zu einer drastischen Schrumpfung des realen BIP von rund 7 %
zwischen dem zweiten Quartal 2008 und dem zweiten Quartal 2009. Nachdem der
offentliche Bruttoschuldenstand in den vorangegangenen zehn Jahren stetig gesunken
war, stieg er bis Ende 2010 auf 119 %, was auch den massiven Rickgang des BIP
widerspiegelt. Die Beschaftigung ging weniger deutlich zurtick und wurde von einer
staatlich finanzierten Kurzarbeitregelung gestitzt, so dass die Arbeitslosenquote im
Zeitraum 2008-09 nur leicht zunahm. Angekurbelt durch Exporte setzte in der zweiten
Halfte 2009 eine — wenn auch langsame — Erholung der Wirtschaft ein. Die
Arbeitsmarktlage blieb 2010 prekér, die Arbeitsosenquote stabilisierte sich gegen
Jahresende auf etwa 8,5%. Angesichts der aul3erordentlich hohen staatlichen
Schuldenquote hat Italien wahrend der Krise einen entsprechend vorsichtigen
finanzpolitischen Kurs beibehalten und kein grofRes Konjunkturpaket aufgelegt,
wodurch das staatliche Defizit im Zeitraum 2009-2010 unter dem Durchschnitt des
Euro-Wahrungsgebi ets gehalten wurde.
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Auf der Grundlage der Bewertung des aktualisierten Stabilitéatsprogramms gemal3 der
Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates, vertritt der Rat die Auffassung, dass das
makrodkonomische Ausgangsszenario des Programms plausibel ist. Nach der Planung
des Programms soll das gesamtstaatliche Defizit bis 2012 unter den Referenzwert von
3% des BIP abgesenkt werden, was durch weitere Ausgabenbeschrénkung und
zusétzliche Einnahmen dank besserer Einhaltung der Steuervorschriften erreicht
werden soll. Im Anschluss an die Korrektur des Uberméaldigen Defizits soll der
Programmplanung zufolge das mittelfristige Ziel einer strukturell ausgeglichenen
Haushaltsposition bis Ende des Programmzeitraums (2014) erreicht werden,
untermauert durch eine Verpflichtung zur weiteren Eindammung der Primérausgaben.
Nach den Prognosen des Programms wird die staatliche Schuldenquote 2011 ihren
Hochststand erreichen und danach in zunehmend grofem Tempo absinken, da der
Primériberschuss wéchst. Die geplante jahrliche Konsolidierungsanstrengung im
Zeitraum 2010-2012 iibersteigt die vom Rat im Rahmen des VUD empfohlenen 0,5 %
des BIP, und das vorgesehene Anpassungstempo nach 2012 liegt deutlich tber den
Bestimmungen des Stabilitdtss und Wachstumspakts. Die Erreichung der oben
genannten Werte fur das Defizit und die Schuldenquote verlangt eine strenge
Durchfiihrung des Haushaltsplans; gleichzeitig werden mehr Informationen Uber die
geplanten Konsolidierungsmal3nahmen bendtigt, um die Glaubwurdigkeit des
Programms zu erhéhen.

Angesichts der aulRerst hohen offentlichen Schuldenquote, die 2011 bel etwa 120 %
des BIP liegt, sind eine dauerhafte, verléssiche Konsolidierung und die
Verabschiedung struktureller Mal3nahmen zur Starkung des Wachstums wichtige
Prioritéten fur Italien. FUr den Zeitraum bis 2012 hangt die Erreichung der im
Stabilitétsprogramm fir das gesamtstaatliche Defizit gesetzten Ziele und damit die
Korrektur des Ubermalsigen Defizits bis 2012 von der vollstandigen Umsetzung der
bereits beschlossenen Mal3nahmen ab. Zusétzliche Mal3nahmen waéren erforderlich,
falls beispielsweise Einnahmen aus einer besseren Einhatung der Steuervorschriften
geringer ausfallen als im Haushalt vorgesehen oder falls Schwierigkeiten mit der
Erreichung der geplanten Beschrankung der Investitionsausgaben auftauchen. Fir den
Zeitraum 2013-14 schreibt der neue dreijdhrige Haushaltsrahmen vor, dass die
konkreten Maldnahmen zur Untermauerung der Konsolidierungsanstrengung bis
Oktober 2011 beschlossen werden. Obschon der Haushaltsrahmen in den letzten
Jahren betrachtlich gestarkt worden ist, sollen die Einfohrung verbindlicher
Ausgabenobergrenzen und weitere Verbesserungen bei der Haushaltstiberwachung in
allen Teilsektoren des Staates die Haushaltsdisziplin férdern und die Glaubwirdigkeit
der mittelfristigen Haushaltsstrategie erhdhen.

Trotz der relativ grofRen Anzahl von Arbeitsplétzen, die in den Jahren vor der Krise
geschaffen werden konnten, weist Italiens Arbeitsmarkt einige Strukturschwéchen auf.
Arbeitnehmer mit unbefristeten Vertrégen genief?en einen grofReren Schutz als
Arbeitnehmer mit kurzen Beschaftigungsverhdtnissen oder Zeitvertrégen,
insbesondere wenn sie offiziell als Selbststandige gefiihrt werden, tatséchlich aber in
einem gewdohnlichen untergeordneten Arbeitsverhdtnis stehen. Fir Erstere erlaubt das
Arbeitsrecht Massenentlassungen oder Entlassungen aus wirtschaftlichen Griinden nur
in ener sehr begrenzten Zahl von Félen. Gleichzeitig erhalten nicht alle
Arbeitnehmer, die ihren Arbeitsplatz verlieren, angemessene
Einkommensunterstiitzung, da zur  Arbeitsmarktsegmentierung noch  ein
uneinheitliches System der  Arbeitdosenunterstitzung  hinzukommt.  Die
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Arbeitslosenquote bei jungen Menschen unter 25 Jahren hat 2010 27,8% erreicht und
war ungleich Uber die Regionen verteilt, denn die Jugendarbeitslosigkeit in den
sudlichen Regionen war doppelt so hoch wie in den nordlichen Regionen. Die Rolle
von Lehre und Berufsaushildung wird nicht ausreichend anerkannt. Obschon es sehr
nutzlich wéare und entsprechender Bedarf besteht, gibt es kein im ganzen Land
anerkanntes einheitliches System der Kompetenzzertifizierung und der Anerkennung
von Berufss und Ausbildungsstandards, dadurch werden die Mobilitat der
Arbeitskrafte und deren Beschéftigungsmoglichkeiten in ganz Italien behindert. Es
gibt Spielraum fur eine Steigerung der Effektivitdt von Arbeitsvermittlungsdiensten,
insbesondere in Regionen mit hoher Arbeitslosigkeit. Schliefdlich ist Schwarzarbeit in
Italien weiterhin ein bedeutender Faktor.

Die Angleichung der Lohnentwicklung an das Produktivitétswachstum ist angesichts
der seit Ende der 1990er Jahre unaufhérlich sinkenden Wettbewerbsfahigkeit Italiens
wichtig; in dieser Hinsicht konnen Lohnverhandlungen auf Unternehmensebene eine
entscheidende Rolle spielen und sie kénnen auch dabel helfen, Ungleichheiten auf
dem Arbeitsmarkt anzugehen. Die Reform des Lohnverhandlungsrahmens im Jahr
2009 fuhrte unter anderem die Mdoglichkeit von ,Offnungsklauseln® (d.h.
Abweichungen von dem auf nationaler Ebene vereinbarten Branchentariflohn) ein;
diese wurden aber noch nicht haufig genutzt.

Die Beschéftigungsguote bei Frauen bleibt landesweit um mehr als 20 Prozentpunkte
hinter der der Méanner zurtck. In den sidlichen Regionen war 2009 kaum ein Drittel
der Frauen zwischen 20 und 64 beschéftigt, was sowohl auf — relativ gesehen —
niedrigere Erwerbsguoten und hohere Arbeitslosigkeit zurickzufihren ist. Italiens
relativ hohe Besteuerung von Arbeit mindert Anreize fur Stellennachfragen,
insbesondere fur abhangige Ehepartner, und wirkt sich nachteilig auf die Nachfrage
nach Arbeitskraften durch Unternehmen aus. Um die Beschéftigtenzahlen von Frauen
zu steigern, weist das nationale Reformprogramm auf den 2010 angenommenen Plan
hin, mit dem die Anstrengungen auf den Regierungsebenen zur Forderung der
Vereinbarkeit von Arbeit und Familienleben koordiniert werden. Die Regierung hat
unlangst einen steuerlichen Anreiz fir Unternehmen eingeftihrt, die benachteiligte
Arbeitnehmer in Regionen mit hoher Arbeitslosigkeit einstellen, einschlief3dlich
derjenigen, die in einem Sektor oder auf einer Stelle tdtig sind, in dem/der das
Ungleichgewicht der Geschlechter besonders ausgepragt ist. Das Programm hat auch
eine Reform des Steuersystems angekiindigt, durch die die steuerliche Belastung von
der Arbeit auf den Verbrauch verschoben werden soll, was zu einer Zunahme der
Beschéftigung beitragen konnte.

Verglichen mit EU-Standards sind die Kosten einer unternehmerischen Tatigkeit in
Italien nach wie vor relativ hoch, insbesondere in den sidlichen Regionen, trotz
jungster Mal3nahmen zur Verbesserung der Rahmenbedingungen fir Unternehmen
und Steigerung der Leistungsorientierung und Rechenschaftspflicht der offentlichen
Verwaltung. Viel Spielraum gibt es durchaus noch fur einen weiteren Abbau
rechtlicher und verwaltungstechnischer Hindernisse auf den Produkt- und
Dienstleistungsmérkten, insbesondere bei den freien Berufen. 2009 wurde ein
Jahreswettbewerbsgesetz  als legidatives Instrument zur Verbesserung der
wettbewerblichen Rahmenbedingungen und des Verbraucherschutzes eingefihrt,
verabschiedet wurde es alerdings noch nicht. Langwierige
Vertragsdurchsetzungsverfahren sind ein weiterer Schwachpunkt der italienischen
Rahmenbedingungen fur Unternehmen. Eine Finanzierung des Wachstums von
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Firmen auf3erhalb des Bankensektorsist in Italien immer noch vergleichsweise selten,
insbesondere fiur KMU. So spielen Eigenkapitalfinanzierung und Risikokapital
weiterhin nur eine untergeordnete Rolle, trotz ihres Potenzials zur Forderung des
Wachstums der Unternehmensgréf3e und der Erreichbarkeit neuer globaler Méarkte
sowie zur Verbesserung der Unternehmensfihrung.

Bei den FUE-Ausgaben war in den letzten zehn Jahren nur ein maiiger Anstieg zu
verzeichnen. Deshalb bleibt die FUE-Intensitét mit rund 1,27 % des BIP niedrig und
liegt deutlich unter dem EU-Durchschnitt (1,90 %). Diese Kluft ist hauptsachlich auf
ein niedriges Mal? an industrieller Forschung zurtickzufiihren, da die FUE-Intensitét
der Unternehmen bei 0,64 % des BIP liegt — gegenliber einem EU-27-Durchschnitt
von 1,23 %. Auch die Risikokapitalintensitédt ist nach wie vor sehr niedrig. Mehrere
Malnahmen, einschliefdich  zeitlich begrenzter  Steuervergunstigungen  fir
Unternehmen, die in Forschungsprojekte investieren, die Universitiéten oder
Einrichtungen des offentlichen Sektors durchfihren, werden im nationalen
Reformprogramm vorgestellt, doch der fir die FUE-Intensitét angestrebte Wert von
1,53 % des BIP liegt kaum Uber den derzeitigen Werten.

Italien ist der drittgrofdte Empféanger von Mitteln aus den EU-Kohasionsfonds: das
Land hat etwa 8 % der Gesamtmittel der EU-K ohasionsfonds fur die Jahre 2007-2013
erhalten. Nachdem nunmehr die Halfte des Programmierungszeitraums verstrichen ist,
sind nur etwa 16,8% der EU-Mittel tatsdchlich mobilisiert worden und in den
stidlichen Konvergenzregionen ist dieser Antell deutlich niedriger.

ltalien ist im Rahmen des Euro-Plus-Pakts mehrere Verpflichtungen eingegangen”. Im
nationalen Reformprogramm werden einige vor kurzem beschlossene Mal3nahmen
genannt und kinftige Reformpldne grob umrissen, mit der fur die langfristige
Tragféhigkeit der Offentlichen Finanzen und die Finanzstabilitdt gesorgt, die
Wettbewerbsfahigkeit geférdert und die Beschaftigung angekurbelt werden sollen —im
Einklang mit den Grundsdtzen des Euro-Plus-Pakts. Eine neue weitreichende
Verpflichtung, die eigens as Reaktion auf den Pakt eingegangen wurde, ist die
Absicht der Regierung, die Verfassung zu andern, um die Haushaltsdisziplin zu
verscharfen. Diese Elemente wurden bewertet und in den Empfehlungen
berticksichtigt.

Die Kommission hat das Stabilitétsprogramm und das nationale Reformprogramm
einschlieRlich der Euro-Plus-Pakt-Verpflichtungen firr Italien bewertet®. Sie hat dabei
nicht nur deren Relevanz fir eine auf Dauer tragféhige Haushalts-, Sozial- und
Wirtschaftspolitik in Italien berlicksichtigt, sondern auch deren Ubereinstimmung mit
den EU-Vorschriften und -Richtungsvorgaben, da es notwendig ist, die generelle
wirtschaftspolitische Steuerung der Europaischen Union durch auf EU-Ebene
entwickelte Vorgaben fur kinftige nationale Entscheidungen zu stérken. Vor diesem
Hintergrund  vertritt die Kommission die Auffassung, dass Italiens
Konsolidierungspfad fur 2011-14 bis 2012 glaubwirdig ist, fur 2013-14 aber durch
konkrete Mal3nahmen untermauert werden sollte, um den sehr hohen o6ffentlichen
Schuldenstand auf einen stetig rucklaufigen Kurs zu fihren. Das nationae

Weitere Einzelheiten zu den Verpflichtungen im Rahmen des Euro-Plus-Paktes sind in SEK(2011) 720
enthalten.
SEK(2011) 720.
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Reformprogramm beschreibt zwar ein umfassendes Paket von Initiativen, die alle
Dimensionen der Strategie Europa 2020 abdecken, doch weitere Malihahmen werden
als notwendig angesehen, damit seit langem bestehende Strukturschwéchen, die sich
durch die Krise verschérft haben, angegangen werden. Um Italiens Wachstum und das
Potenzial des Landes zur Schaffung von Arbeitsplétizen zu vergrof3ern und um die
stdlichen Regionen dabel zu unterstiitzen, ihren Rickstand aufzuholen, sollten 2011-
2012 weitere Schritte ergriffen werden, um das Funktionieren des Arbeitsmarktes zu
verbessern, die Dienstleistungs- und Produktmaérkte fir einen grof3eren Wettbewerb zu
offnen, die Rahmenbedingungen fur Unternehmen zu verbessern, die Forschungs- und
Innovationspolitik zu stérken und eine zlgigere und bessere Nutzung der Mittel aus
der EU-Kohasionspolitik zu erreichen.

In Anbetracht dieser Bewertung sowie unter Berlicksichtigung der gemal3 Artikel 126
Absatz 7 des Vertrags Uber die Arbeitsweise der Européischen Union abgegebenen
Empfehlung des Rates vom 2.Juni 2010 hat der Rat Itaiens
Stabilitatsprogrammaktualisierung 2011 gepriift; seine Stellungnahme® schiagt sich
insbesondere in der Empfehlung unter Nummer 1 nieder. Unter Berticksichtigung der
Schlussfolgerungen des Européischen Rates vom 25. Méarz 2011 hat der Rat das
national e Reformprogramm Italiens gepruft —

EMPFIEHLT, dass Italien im Zeitraum 2011-2012 folgende Mal3nahmen ergreift:

(1)

)

©)

Die geplante Haushaltskonsolidierung sollte in den Jahren 2011 und 2012
durchgefiihrt werden, damit die Korrektur des Uberméfdigen Defizits gewahrleistet
wird. Italien sollte Uber Erwarten gute Haushaltsentwicklungen in vollem Umfang
fir einen rascheren Defizit- und Schuldenabbau nutzen und gerlstet sein, um
Abweichungen bel der Haushaltsdurchfihrung zu verhindern. Die Zielwerte fir
2013-14 sollten bis Oktober 2011 mit konkreten Mal3nahmen gemald dem neuen
mehrjdhrigen Haushaltsrahmen abgesichert werden. Der Rahmen sollte durch
Einfiihrung verbindlicher Ausgabenobergrenzen und Verbesserung der Uberwachung
in allen Teilsektoren des Staates gestarkt werden.

Italien sollte MalRnahmen ergreifen, um die Segmentierung auf dem Arbeitsmarkt zu
bekédmpfen, indem einzelne Aspekte der Rechtsvorschriften (ber den
Beschéftigungsschutz Uberprift werden und das derzeit uneinheitliche System der
Arbeitdosenunterstitzung umfassend reformiert wird. Die Anstrengungen zur
Bekampfung der Schwarzarbeit sollten intensiviert werden. Darlber hinaus sollte
Italien eine grofRere Erwerbsbeteiligung von Frauen fordern durch haushaltsneutrale
Erhéhung des Angebots an Betreuungsei nrichtungen im ganzen Land und Schaffung
finanzieller Anreize fir eine Erwerbstétigkeit fir Zweitverdiener.

Italien sollte gestutzt auf das Gesetz von 2009 zur Reform des
Tarifverhandlungsrahmens und nach Beratung mit den Sozialpartnern im Einklang
mit nationalen Gepflogenheiten dafir sorgen, dass das Lohnwachstum die
Produktivitatsentwicklungen sowie die Gegebenheiten vor Ort und auf
Unternehmensebene besser widerspiegelt.

Gemal3 Artikel 5 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates.
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Italien sollte Mal3nahmen zur weiteren Liberalisierung des Dienstleistungssektors
einfihren, insbesondere im Bereich der freien Berufe. 2011 sollte das
Jahreswettbewerbsgesetz unter Berticksichtigung der Empfehlungen des Kartellamts
verabschiedet werden. Die Lange der Verfahren zur Durchsetzung von V ertragsrecht
sollte verkiirzt werden. Der Zugang von KMU zu Kapitalméarkten sollte durch Abbau
rechtlicher Hindernisse und Reduzierung von K osten gefordert werden.

Italien sollte den Rahmen fur Investitionen des Privatsektors in Forschung und
Innovation durch Ausbau der gegenwartigen Steueranreize, Verbesserung der
Rahmenbedingungen  fir  Risikokapital und  Unterstitzung  innovativer
Beschaffungssysteme verbessern.

Italien sollte Schritte einleiten, um durch Kohé&sionsfondsmittel kofinanzierte
wachstumsférdernde Ausgaben durch Verbesserung der Verwaltungskapazitdt und
des Managements auf der politischen Ebene zu beschleunigen, damit die weiterhin
bestehenden Ungleichheiten zwischen den Regionen verringert werden. Italien sollte
die im nationalen strategischen Rahmenplan eingegangenen Verpflichtungen in
Bezug auf die Hohe der Ressourcen und die Qualitét der Ausgaben einhalten.

Geschehen zu

Im Namen des Rates
Der Prasident
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	unter Berücksichtigung der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates,

